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TI- l!:' ];.'1/ d "7 11) e-r Beilag!'n LU drn StPT1op;r ::rhischen P;otd:01ien de, Nationalrates 
.--------.------------XIV. Gb\..·t}.b~,b;jn:;Sr2rioJe . 

No. 126/11 ._-
Antrag 

der Abgeordneten Dr-.Heinz Fisc..'1er I Rudolf Tha.lharrrrer 

und Genossen, 

betreffend ein DuruJp.~erfassungsgesetz zur Neureg~ung der parlamentarischen 

. In:rrr.mi tät. 

re.r Nationalrat 'WOlle beschiiessen: 

.~ .. ,BundesverfasS1ID.9sgesetz von ....... , mit dem das Bundes-
. ! 

Verf~sungsgesetz in der Fassung von 1929 geändert wird. 

Dar Nationalrat hat beschlossen: 

'A-~l I. 

ras Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1925 wird geändert Nie 

. folgt: 

. Art. 57 hat zu lauten: 

. I 

f 
! 

. j 
" 

"ALt. 57 (1) Die PJ.tglieder des Nationalrates körmen wegen ihres parlamentarisch, 

Abstii1111l.ll1gsVE'rhEutens niemals, wegen mün:11icher cder schriftlicher Äusserungen 

in Jt . .lsübung jJn:-er parla'Te.i1tar.ische.:l FLlnkU.on nur von Nationalrat urd. "Wegen 

strafbarer Handlungen, die mit ihrer fuiktio:1 <llS l".it.glied des 
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H3.up+...aussw'1\.!Sses de..s Nationalrates verai'1tv;-... xct..lich gE'!"T'acht ,·,-erden; die 

Zust:i.n:rrn.mg des Hauptausschusses zur be.P.6rdlichen Verfolgu.l1g ist je:3.en.falls 

da.!·m erforderlich, ,ve:n.n das retrefferde Hit.glie:3. des Nationalrates siel} 

auf einen solchen Zusarrme..11....'1ang beruft. 

(2) Die Hitglieder des Nationalrates dürfe'1. oI1.'1e Zustirrrrn.mg des 

Hauptausschusses des Nationalrates weder festgenarrren noch verhaftet werden, . , ' 

ausgencmren den Fall der Ergreiflli""lg auf frischer. Tat bei Ai..1s\.ibung eines 

Verbrechens. ' 

(3) D~e ,Zust.immmgdesHau~usschusses des Nationalrates zur l:ehOrdlichen: ' 
, . 

Verfolgung eines Mitgliedes nach ,Abs.1 ?3-er zur Festn.ahrre. oder Verhaftung 

~c.'I1Abs.2giltii[s·erteilt, wenn er ill::er ein entsprechendes'Ersuchen 
• < ,-

der zur Ve...-rfolgung berufenen Behörde nicht innerhallivon 6 \'bchen ents.chieden. 

hat; in diese Frist ist ,die tagungsfreie Zeit ganäss Art. 28 Abs.1 nicht 

einzurechnen. 

(4) Im Falle der Ergreifung auf frischer Tat bei Verübilllg eines Verbrechens 

hat diezuc Verfolgung b2.:rufene Behörde der..l Präsidenten des Nationalrates 

die erfolgte Verhaftung unverzüglich rritzuteileni die Festn.abme" 00er Haft 
, ' 

istaufzu..i-}ebcn, wenn dies der Hauptaussch\.:3s des Nationalrates verlangt. 

(5) Die Inm.m.ität der Mitglie:3.er des Nationalrates· (Abs.1 bis 4) endigt mit 

dem Tag des Zusarrcrentrittes des neu gewählten Nationalrates, bei Organen des 

Nationalrates, deren Funktion über diesen ZeitpJ.nkt hinausgeht, mit den 

I 
Erlöschen (l.J. eser Funktion. 

• 

'. 
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Artikel II 

." 

Mit der Vollziehung dieses. Bl.1DdesverfasSllilgsgesetzes ist die 

Bundesregierung betraut. 
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Erläutprnde Berrerkungen 

Die vorgesa.l.lagene Reform der Best.im:rrllngen ür)O..J: die parlamentarische 

Inmunität hat de,'l. Z\.;aeck, das 1'ilese..'1 der parlarrerrtariSD."'1en IJmnJnität in jenem 

Umfang t \·iie dies von Sta..1l.Opu."1kt des parla'11'2ntarischen Systems her 

gerechtfe..."tigt und notwendig ist, herausZlla-::-be.iten und gleic::b..zeitig .die 

psrlarrentarische IrmnIDität dort, wo sie' nicht oder nicht rrr2l:'.r gerechtfertigt 

ist; ersatzlos abZ'Jschaffen. 

• 
Gerechtfertigt erscheint die parlarcent.arische. I:rrrnünität den Antragstellern 

·vor. allem in vier' Bereichen: 

1) Als Bei trag .~ vollen Freiheit des p:u:larnentarischen Abstinmungsverhaltens. 

2) Als Bei trag zur Vollen Freiheit der par larrentarischen ArgUmentation in 

WOrt und Schrift:, das heiss~ ~ Redefreiheit imPle..Ylurn aes Nationalrates, 

LYl semen Ausschüssen tlI'I.dUnterausschüssen, sowie i!nZuge parlamentarischer 

Enqueten, bzw. als Freiheit der t·;ortwah,l bei der Abfassl.ll1g von schriftlichen 

Interpellationen oder .Ausschusslr>...richten. 

3) Als Bei trag zum Recht· des Natio;),a.lrates auf un.beeinflusste Zusamrensetzung 

in der Fonn, das~ ein Mitglied. des Natio...'1alrates nicht ohne Zustirrrrung 

.. eines parlamentarischen organs festge...'1mmen oder verhaftet werden kann; 

ausgenClTIre11 de,-. Fr..ll der Ergreifung at~f frisc..''1er Tat bei Ausübung ei.t:les 

Verbrechens. 

.. 
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4), A;Ls Beitrag zum R-~t des Nationalrates, dass seine Mitglieder ihre 

parlament.arische Funktion un:l alle damit ~liling~ Aufgaben 

~.ind.ert ausüben können, durch ~e Best:imr'.ung, dass ein Mitglie:3. des 

Nationalrates wegen einer strafba.....ren Ha.ndlung I die mit seiner Funktion 

~ als Parlamentarier in einem inneren Zusarrrrenhang steht/ nur nät Zustimnung 

eiries par;t.arrentarischen Organs veranb~rtlich gemacht, das heisst 

gerichtlich oder behördlic.'l verfolgt "''erden darf. 

Die Best.ilrrnung I daß eine bel1ördliche Verfolgu,'1g eines Atgeordneten 

zum Nationalrat auf jeden Fall dann ".rcrerst ausgeschlossen ist, \'lerll"l 

sich der betreffende Abgeordnete auf einen inneren Zusarrmenhang des 
, ' 

inkriminierten Deliktes mit seiner parlarnentraischen Tätigkeit beruft, 

bietet Gewähr dafür; daß durch die ~ vorgeschlagene Neufassung der ~ ver­

fassurlgsgesetzlichen lrmrn.h"1i tätsbesti.-rmn.mgen in keiner Weise jene Rechte 

~ und Pflichten eingeschränkt werden, die eine freie, parlamentarische 

und p:>l;i.tische Tätigkeit des Abgeordneten garantieren. 'Jede Besorgnis, 
. .' '. . 

","- . ',. 

daß durch da"1 vorliegenden Antrag etwa das Recht der OppositiOIi ~zur . 
. '. . 

Kritik berührt '\.ru:-d, oder daß Abgeordnete durch diesen Antrag in ihrer 
'. . 

parlamentariSChen Tätigkeit schlechter als bisher gestellt würden, 

entbehrt jeder Grundlage. 

Nicht gerechtfertigt - urrl daher ersatzlos aufzuheben -' ist dE!rtBegenüber 

die parlarrentarische Jrmnmität im ~Vv'eiten Bereich aller denkbaren strafbaren 
, 

Hrmdlungen, die mit der TätigkS!i t eines J.lJ:goordneten in keinen inneren .' 
Zusarrrnen .. lu;ulg stcl1e.'1, gleichgültig, ob es sich um Tatbestände handelt, die 

von einem G2richt cder von einer VeYVrcilt:u."1':jsbehörde zu ahnden sind. 

" 
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Diese ersatzlose Aufhebung der Irmunität III jenen Bereichen, die in keinem 

Zusam:renhang mit der Tätigkeit von A1::geordneten stehen, deckt sich auch 

voll:Lnhaltlic..l-J. mit der bisherigen Praxis des Nationalrates bei der 

BeschlussfassUI1g über die Aufhebung der Irrmunität eines seiner Hitglieder. . . 
Die durch den ,Antrag angestrebte Neufassung der parlarrentarischen IIimunität 

stellt daher nach A"1Sicht der Antragsteller nicht zuletzt auch eine 

.' 
Schlussfolgerung aus der bisherigen par1.arrP...ntarischen, Praxis ~. Es 

erscheint si.nnlos,inden genannten Bereichen an der Irmn.m."Ltät aus forrralen 

, oder historischen Gr'"ill1den festzubalten, um sie dann jeweils im Einzelfall 

rege1rnässig wiederum aufzuh~. Eine solche R:;gelung der parl.arcentarischen' 

Immmität ist dazu geeignet I in d~ Bevölkerung den E.indI.Uckzu erwecken, , ' 

aaSsparlarnentiirierungerechtfertigte Privilegien geniessen~ 'Die ~ 

der Imnunitätin diesen Bereichen entspricht der heutigen politis~, Und 
' .. 

gesell~tlichenRealität 'undste;Ut sanit einen Schritt zur Weiter ,-
.. 

entwicklu."lgdes parlaIrentsrech~dar. ,,' 

, .. 

Der Vorschlag, mit der Entscheidmlg in Fragen der parlarrentarischenImmmität 

den.Hauptausschu.ss des Nati?nalrates zu refassen, entspringt der Uberlegung; 

dass die Zahl der Irrrrnmitätsfälle in Hink.'UIlft wesentlich geringer Se.in'wird ' 

als bisher und dass es nichtno~g erscheint, in diesen 'Fällen, das 

relativ aufwendige Verfahren" einer Vorberatung durch einen eigenen Ausschuss 

(~tätsausschuss) und einer Ende.Tltscheidung durch das Plenum des 
. 

Nationalrates aufreChtzuerhalten: in den Fällen der sachlichen Irrmmi1:ät 

im t,.JeiteJ.-erl Sinn des wortes kcmnt ein Auslieferu-'1gsbeg~en nicht in Frage, 

.. ';eil ej ne gericht} icheoder behördliche Vcrf.::>lgung von vornh0rein nicht 

rröglich ist;:bei allen jenen D21ikten, d::..e 1..'1 keL'J81T', ZusamnEl"J-J3.l:g mit 

der Mitgliedschaft im Nationalrat stehen, ist eine Auslieferung nicht 
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notwendig, 'weil eine gerichtliche bzw. behördliche Verfolgtmg auc.1-} ohne eine 

solche IrÖglich ist. Sanit ""'Md sie!:: der Nationalrat in Hi..'1kunft nur mit 

Auslieferungsl::.egehren im Falle von strafbare.:1. Han::llung~J. zu befassen haben, 

die mit der Funktion eines Hitglie:ies des Nationalrates in Z~g ste..'1en, 

oder wo ein sclCi'1.er Zusarrrre:nha.."'19 gel t8..l1d genaCi'1t w:L..>-d. Diese Fälle können 

ZV1ec.'m1ässige....~ise von Hauptausschuss des Nationalrates .als jenEm Organ', 

das zur Hi~k>.mg an der Vollziehung berufen ist, erle:ligt werden, doch ist 

dies kein unverzichtbares Element des vor liegende.T1. VO~schlag~. 

Zu den eL"1Zelne.."1 Bestirrm.mgen~ 

ZUm 1<..rt. I, p..bs.1: Dass ein Mitgli;rl des Nationalrates wegen seines 

parlamentarischen Abstirrrnungsverhaltens niemals zur VeIa"'1tw::lrtung gezogen 

we...Yden kann, entspricht in' vollem Umfang der gel tenden Rechtsl~ge·. 

::.-. -' ':',. 

~ .. ~ ". 

Unter' nfuldlichen cxler sD'rriftlichen Äussertmg in Ausübmg ,'einer paIl.amentar~chen 

Funktion s.iJ:rl Äusserungen im Anwendungsl::ereich der Geschäftsordrnmg des 

Nationalra~s. zu verstehen. !:laS heisst,nicht nur.Äusserungen im Plenum 

des NationaL--ates, sorrlern auch solc.'l-J.e :im. Zuge einer Ausschussitzung oder 

einer parlamentarischen Enquete, sowie schriftliche Äusserungen in Antragen 

einschliesslich deren Begründu..l1~, "in schriftliche..'"1 Interpellationen urrl' in 

Ausschussberichten. Nicht aber fallen unter diese,jede Strafverfolgung von 

vom.'I)erein ausschließende Immunität Äusserungen, die beispielsweise im Zuge 

ein2.r \oJählerversc:l.rrrnlung, einer Klubsitzung oder einer Pressekonferenz, auch 

wenn diese im Parlamentsgebäude stattf l.."1det gEmacht vTurden. l~usserunge.T1. 

d.ieser .Art kÖ:lrleD jedoch aufGnmu ihres innere.'1 ZusillNt'.enhanges zur l~usübu.'1g 

einer parlCJmcntarischcn Funktion lli'.ter die Im.nunitt;,t fallen. 
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Unter strafbaren Handlungen, die mit der "Funktion als Hitglied des 

Natior..alrates in Zusarrm:m...~g stehen" si.l'1d Delikte aller Jlrt zu verstehen, 

die mit den parlamentarischen Pflic.,.'1teJl eines Mandatars" in einem inneren, " 

sachlichen ZUSanTIl""...nhang stehen. U:n klarzustellen, was mit den Begriff 

des "inneren Zusarrrrenhanges" gareint ist, sei beispielsweise angeführt, 

dass ein Verkehrsunfall, den ein .Abgeordneter auf "dEm Weg zu einer 

einem" Zusarrmenhang,aber keinesfalls in einen iI'..neren Zusarrmenhang' zu : 
. 

der par1amenta:d..schen Tätigkeit stehen kann. Bei einen Verstoss gegen 

das VersamnllIDgsgesetz wird nach Art Und Zweck der Versamnlung zu beurteilen 

sein, ob ein innererZusarrmenhang mit "derparlarre:ntarischen .Tätigkeit besteht: 

bei···einer D=rronstration'im Zusarrmenhang mit einem sportlichen Ereignis, . " 
" .. 

wird 'ein solcher Zusarrmenhang nicht gegeben sein; bei einer teronstratio~ 
. . " 

~~_, ;_ ..... ;~~:" 

. ~f;:~~er-pOliiliCh~Zielse~g,wil:djeidoch . ein' solcher" mnerer 
.. ," . 

Zusarrmenhang geltend ge:r.a.cltt \'1el'iienkönnen. 

Da in diesen Bereich Z"Wei.felsfäJJ.e denkbar sind I soll eine parlamentarische 

Entscheidung über die Aufhebung' der Imru.nität nicht nur da.?)Il notwendig sein, 

\renn die zur Strafverfolgung berufene Behörde einen solchen Zusarrrrenhang 

arurlmnt, sondern auch dann, weIl.D. das betreffende ~..itglied des Nationalrates 

sich auf einen solchen zusarrmenhang beruft. 
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Zum Abs.2:Die vorgeschlagsle Regelung entspricht in ihrer Zielsetzung 

dEm V~haftungs-und Verfolgungshinden1is I vlie es derzeit im Art. 57 Abs. 2 

bzw. Abs. 3 B-VGnormiert ist I doch soll die Ve......rwerrlU.T1g der \\brte 

IL.vleder festge."'lc:rnnen noch verhaftet werden ..... tI anstatt der vlorte 

"weder verhaftet cx:1er sonst be...':5rdlich verfolgt werden" klarstellen, dass 
. . 

der Abgeordnete zwar nicht seiner 'Freiheit beraubt werden darf (und 

i.nsl:P-sondere nicht gehindert werden darf, seinen parlarrentarischen Aufgaben 

nacr..zukcrrmen), dass' al::er beispiels'tleise eine Blutah'1ahrne im Falle des 

Verdachtes auf Alkoh0l.isierung i:eirn Ienke.T1 e.L'"1es Fahrzeuges o:ler ähnliche, " 

der vorbeugenden Sicherheit von Sachen oder: Personen dienende Massnahrnen auch 

gegenüber einem Abgeordneten ·getroffen werden können • 

. . ~ . 

ZumAbs. 3: .. Die vorgescblageneRegelllilg diente.iner Beschleunigung des 
". . 

Verfahrens. Es ist nicht unh;]] j 9 und in der Praxis durchaus vertret:t.ar·: 
.. ,.. . . . 

:;.~~~"tJ.~.:~~~;~:~S:'derHauptaussc.'msS"des Nationahates binnen6Wx:hen ":. ",' 
--,":;''' ,,-.' 

übereiri . Ersuchen . auf Aw:"'"hebung der Inmunitätzu entscheiden hat. Diese 
. . . 

Bestimmmgkönnte nur während der SCmter:Ironate zu praktischen .. .. 
. . 

. Sc.'1wierigkeiten .führen, weshalb die tagÜngsfreie Zeit des Plenums in d:i:e' 

sechswöchige .Frist nicht einzurechnen ist, auch wo...nn den Antragstellern 

be\vusst ist I dass der Hauptausschuss selbst pe:r:::manent in Funktion' ist und 

eine tagungs freie Zeit für den Hauptausschuss nicht vorgesehen ist . 

. 
Zuml\.bs.4: Die vorgeschlagene Best:i.mrlu119 entspricht der geltenden Rechtslage, 

.' 
'W(';11."1 m:lr.. davon"' absieht, dass die Befug!lis die .~ufhebllTtg der Haft zu verlangen; 

;' ..... , 
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Zum Abs. 5: Diese Best.imm.ll1g entspricht zur Gänze de,11 bisherigen ~.J.:t. 57 

Abs.5 B-VG. 

Es erscheint jedoch notwend.ig klarzustellen, äass Delikte, die \Yäl:m~'"'1:1 

, , 

der Mitgliedschaft zum Nationalrat unter die parlamer.tarische Inm.m.ität 

fallen, auCh nach den Ende der Mitgliedschaftzun Nationalrat r..icht 

verfolgt werden könneni .dies e...'1tspricht zwar der bisho---rigen Pray..i.s der 

Gerichte und VerwaJ.tungsbeJ.1örden, doch steh.e.l1.dem Auffassungen gegenüber, 

wonach die r:ersönliche Irmnmität·e.i.n blasses Verfolgung5J.'1.i:ndenrl.s sei,' 

das wegfällt, sab-Üd die Mitgliedschaft 'zum Nationalrat beerrletist. 

-- '~.' ~.''''''- c.;~:'=:':: .. ':",~"'-

. <'~",c_ ,VoJ)~jEh~Ung~. ~VG. 
·'~~I'~;":~§i.~~7~~~?·::i~~1~jt!:t·: , 

- ",;.. .. -;.~ ..... ~",~.",-"':- .:;."" .... :-~ .•.. 
, • :: ," • ~~ _ • ...-.... >--~ -,''''.;"-;-:'' -,-

..,' - "."". .,~ 

In formelle...r P.i.."1Sicht vlird :beantragt, diese...'"l Antrag u:->.ter Verzicht 

auf die Erste Ies\.mg dan Verfassungsausschuss zuzl.1"N-eisen. 
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